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Dr. Hönle Aktiengesellschaft 
Sitz Gräfelfing, Landkreis München 
ISIN DE0005157101, WKN 515710 
 
 
 
 
 

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zur ordentlichen 
Hauptversammlung der Dr. Hönle Aktiengesellschaft ein. 
 
Sie wird als virtuelle Hauptversammlung am Dienstag, 
den 26. Mai 2020, um 10.00 Uhr, in den Räumlichkeiten 
der Dr. Hönle Aktiengesellschaft, Lochhamer Schlag 1, 
82166 Gräfelfing stattfinden. 
 
 
 
 
HINWEIS: Es wird keine Präsenzveranstaltung sondern auf der Grund-
lage von § 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-,  
Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht 
zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie eine  
ausschließliche virtuelle Hauptversammlung ohne die physische  
Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) abgehalten. 
 
Für die Aktionäre und deren Bevollmächtigte (mit Ausnahme der 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) besteht kein Recht und keine 
Möglichkeit zur Anwesenheit am Ort der Versammlung. 
 
Für die angemeldeten Aktionäre der Gesellschaft bzw. ihre Bevoll-
mächtigten wird die gesamte Hauptversammlung auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter https://www.hoenle.de/investoren/hauptver-
sammlung im passwortgeschützten Internetservice live in Bild und 
Ton im Internet übertragen; diese Übertragung ermöglicht keine Teil-
nahme an der Hauptversammlung im Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 
AktG. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmäch-
tigten erfolgt ausschließlich im Wege der Briefwahl (einschließlich 
elektronischer Briefwahl) oder durch Vollmachtserteilung an die  
gesellschaftsbenannten Stimmrechtsvertreter. 
 
 
 
Tagesordnung 
 
1.  Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Dr. Hönle 
Aktiengesellschaft zum 30. September 2019 und des gebilligten 
Konzernabschlusses zum 30. September 2019, des zusammenge-
fassten Lageberichts für die Dr. Hönle Aktiengesellschaft und den 
Konzern, des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 
2018/2019 sowie des erläuternden Berichts zu den Angaben nach 
§ 289a Absatz 1 und § 315a Absatz 1 Handelsgesetzbuch in der 
bis einschließlich 31.12.2019 geltenden Fassung. 
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Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahres- und  
Konzernabschluss gebilligt; damit ist der Jahresabschluss festgestellt. 
Somit entfällt eine Feststellung durch die Hauptversammlung. Die 
Hauptversammlung hat zu diesem Tagesordnungspunkt deshalb  
keinen Beschluss zu fassen. Der Jahresabschluss, der Konzernab-
schluss, der zusammengefasste Lagebericht für die Dr. Hönle Aktien-
gesellschaft und den Konzern, der Bericht des Aufsichtsrats und der 
Bericht des Vorstands zu den Angaben nach § 289a Absatz 1 und 
§ 315a Absatz 1 Handelsgesetzbuch in der bis einschließlich 
31.12.2019 geltenden Fassung sind der Hauptversammlung, ohne 
dass es nach dem Aktiengesetz einer Beschlussfassung bedarf,  
zugänglich zu machen. 
 
2.  Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
aus dem Geschäftsjahr 2018/2019 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, vom Bilanzgewinn der Dr. 
Hönle Aktiengesellschaft aus dem Geschäftsjahr 2018/2019 in Höhe 
von € 30.248.021,73 
 
a)  einen Teilbetrag von € 4.409.483,20 zur Zahlung einer Dividende 
von € 0,80 je dividendenberechtigter Stückaktie zu verwenden und 
 
b)  den verbleibenden Restbetrag von € 25.838.538,53 auf neue Rech-
nung vorzutragen. 
 
Dieser Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt, dass die von der 
Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar gehaltenen eigenen Aktien  
gemäß § 71b Aktiengesetz nicht dividendenberechtigt sind. Bis zur 
Hauptversammlung kann sich die Anzahl der dividendenberechtigten 
Stückaktien verändern. In diesem Fall wird der Hauptversammlung bei 
unveränderter Ausschüttung von € 0,80 je dividendenberechtigter 
Stückaktie ein entsprechend angepasster Gewinnverwendungsvor-
schlag unterbreitet werden. 
 
Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz ist der Anspruch auf die Divi-
dende am dritten auf den Hautversammlungsbeschluss folgenden  
Geschäftstag, das heißt am 29. Mai 2020, fällig. 
 
3.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des  
Vorstands für das Geschäftsjahr 2018/2019 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands 
für das Geschäftsjahr 2018/2019 Entlastung zu erteilen.  
 
4.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des  
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2018/2019 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichts-
rats für das Geschäftsjahr 2018/2019 Entlastung zu erteilen. 
 
5.  Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2019/2020 
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, zum Abschlussprüfer und Konzernab-
schlussprüfer für das Geschäftsjahr 2019/2020 die S&P GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Schertlinstraße 23, 86159 Augsburg, zu 
wählen.  
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6.  Wahlen zum Aufsichtsrat  
 
Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder der Dr. Hönle Aktiengesell-
schaft läuft mit Beendigung der Hauptversammlung ab, die über die 
Entlastung der Aufsichtsratsmitglieder für das Geschäftsjahr 
2018/2019 beschließt. Die Amtszeit der bisherigen Aufsichtsratsmit-
glieder endet demzufolge mit Beendigung dieser Hauptversammlung. 
 
Der Aufsichtsrat setzt sich nach den §§ 95, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1  
Aktiengesetz und § 10 Abs. 1 der Satzung der Dr. Hönle Aktiengesell-
schaft aus drei von der Hauptversammlung zu wählenden Mitgliedern 
zusammen. 
 
Gemäß § 10 Abs. 2 der Satzung der Dr. Hönle Aktiengesellschaft  
erfolgt die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder für die Zeit bis zur Beendi-
gung der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichts-
rats für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt. 
Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerech-
net. Eine, auch mehrfache, Wiederwahl ist zulässig. Die Wahlen zum 
Aufsichtsrat werden als Einzelwahl durchgeführt.  
 
Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden.  
 
a)  Der Aufsichtsrat schlägt vor, Herrn Prof. Dr. Karl Hönle, ausgeüb-
ter Beruf: Geschäftsführer der Dr. Hönle Medizintechnik GmbH, Kaufe-
ring, Wohnort: Dachau, bis zur Beendigung der Hauptversammlung, 
die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2023/2024 beschließt, in 
den Aufsichtsrat zu wählen. 
 
Herr Prof. Dr. Hönle ist derzeit nicht Mitglied eines anderen gesetzlich 
zu bildenden Aufsichtsrats oder eines vergleichbaren in- oder ausländi-
schen Kontrollgremiums von Wirtschaftsunternehmen. 
 
Für den Fall seiner Wahl in den Aufsichtsrat ist vorgesehen, Herrn 
Prof. Dr. Hönle zum Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu wählen.  
 
Herr Prof. Dr. Karl Hönle, der bisherige Aufsichtsratsvorsitzende, ist  
einer der Gründer der Dr. Hönle Aktiengesellschaft und ist seit 1999 
Mitglied des Aufsichtsrats der Gesellschaft. Er hält aktuell insgesamt 
218.900 Aktien (ca. 4 % am Grundkapital) an der Gesellschaft. Herr 
Prof. Dr. Karl Hönle ist emeritierter Professor der Hochschule Mün-
chen. Er hatte dort die Professur für Technische Optik und Lasertech-
nik und war Beauftragter für Technologietransfer und für Messebeteili-
gung der bayerischen Fachhochschulen. Er leitet als Mitglied des Kol-
legialvorstandes das Labor für Lichttechnik (GbR) und ist Mitglied im 
Fachnormenausschuss für Lichttechnik beim Deutschen Institut für 
Normung (DIN).  Herr Prof. Hönle ist darüber hinaus Geschäftsführer 
der Dr. Hönle Medizintechnik GmbH.  
 
Im Übrigen bestehen nach Ansicht des Aufsichtsrats bei Herrn Prof. 
Dr. Karl Hönle keine persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen 
zur Dr. Hönle Aktiengesellschaft oder deren Konzernunternehmen, den 
Organen der Dr. Hönle Aktiengesellschaft oder einem wesentlich an 
der Dr. Hönle Aktiengesellschaft beteiligten Aktionär, die nach den 
Empfehlungen  des Deutschen Corporate Governance Kodex in der 
aktuellen Fassung (DCGK) offenzulegen wären, und auch keine 
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Hinweise auf einen Interessenskonflikt oder eine fehlende Unabhän-
gigkeit im Sinne des DCGK. 
 
b)  Der Aufsichtsrat schlägt vor, Herrn Günther Henrich, ausgeübter 
Beruf: selbständiger Rechtsanwalt in eigener Kanzlei (vormals Mitglied 
der Geschäftsführung der BayBG Bayerische Beteiligungsgesellschaft 
mbH, München), Wohnort: Schäftlarn, Ortsteil Zell, bis zur Beendigung 
der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 
2023/2024 beschließt, in den Aufsichtsrat zu wählen. 
 
Herr Henrich ist derzeit nicht Mitglied eines anderen gesetzlich zu bil-
denden Aufsichtsrats oder eines vergleichbaren in- oder ausländischen 
Kontrollgremiums von Wirtschaftsunternehmen. 
 
Herr Henrich, der bisherige stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende, 
ist seit 2015 Mitglied des Aufsichtsrats der Gesellschaft. Er war nach 
Tätigkeiten im Bayerischen Wirtschaftsministerium und in der LfA För-
derbank Bayern von 1987 bis 2012 Geschäftsführer der BayBG Bayeri-
sche Beteiligungsgesellschaft mbH und ihrer Vorgängergesellschaften. 
Er hat maßgeblich daran mitgewirkt, dass die BayBG heute der Markt-
führer für mittelständisches Beteiligungskapital in Bayern ist. Hierdurch 
verfügt Herr Henrich über ein breites Netzwerk in der bayerischen Wirt-
schaft. Er übernahm zahlreiche Aufsichtsrats- und Beiratsmandate bei 
mittelständischen Unternehmen; zudem war er Vorsitzender einer 
Fachgruppe und Mitglied im Vorstand des BVK Bundesverband deut-
scher Kapitalbeteiligungsgesellschaften. 
 
Nach Ansicht des Aufsichtsrats bestehen bei Herrn Günther Henrich 
keine persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen zur Dr. Hönle  
Aktiengesellschaft oder deren Konzernunternehmen, den Organen der 
Dr. Hönle Aktiengesellschaft oder einem wesentlich an der Dr. Hönle 
Aktiengesellschaft beteiligten Aktionär, die nach den Empfehlungen 
des DCGK offenzulegen wären, und auch keine Hinweise auf einen  
Interessenskonflikt oder eine fehlende Unabhängigkeit im Sinne des 
DCGK. 
 
c)  Der Aufsichtsrat schlägt vor, Herrn Dr. Bernhard Gimple, ausgeüb-
ter Beruf: selbständiger Rechtsanwalt in der Rechtsanwaltskanzlei 
SOLEOS Rechtsanwälte Gimple Neuenhahn Partnerschaft mbB, Mün-
chen, Wohnort: München, bis zur Beendigung der Hauptversammlung, 
die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2023/2024 beschließt, in 
den Aufsichtsrat zu wählen. 
 
Herr Dr. Gimple ist derzeit nicht Mitglied eines anderen gesetzlich zu 
bildenden Aufsichtsrats oder eines vergleichbaren in- oder ausländi-
schen Kontrollgremiums von Wirtschaftsunternehmen. 
 
Herr Dr. Gimple, seit 2015 Aufsichtsratsmitglied der Dr. Hönle Aktien-
gesellschaft, ist seit fast zwanzig Jahren als Rechtsanwalt in München 
tätig. Nach Abschluss seines Jurastudiums und der Promotion an der 
Ludwig-Maximilians-Universität München arbeitete er zunächst in meh-
reren größeren überregionalen Wirtschaftskanzleien, ehe er im Jahre 
2011 zusammen mit einem Kollegen die Wirtschaftskanzlei SOLEOS 
Rechtsanwälte gründete. Seit 2005 fungiert der gelernte Bankkauf-
mann zudem als Pfandbrieftreuhänder der Stadtsparkasse München. 
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Nach Ansicht des Aufsichtsrats bestehen bei Herrn Dr. Bernhard 
Gimple keine persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen zur Dr. 
Hönle Aktiengesellschaft oder deren Konzernunternehmen, den Orga-
nen der Dr. Hönle Aktiengesellschaft oder einem wesentlich an der Dr. 
Hönle Aktiengesellschaft beteiligten Aktionär, die nach den Empfehlun-
gen des DCGK offenzulegen wären, und auch keine Hinweise auf  
einen Interessenskonflikt oder eine fehlende Unabhängigkeit im Sinne 
des DCGK. 
 
Von den vorgeschlagenen Kandidaten qualifiziert sich insbesondere 
Herr Günther Henrich aufgrund seiner langjährigen beruflichen Praxis 
als unabhängiger Finanzexperte i.S.d. § 100 Abs. 5 Aktiengesetz.  
 
7.  Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen genehmig-
ten Kapitals 2020 für Bar- und Sachkapitalerhöhungen mit der 
Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses und über die Aufhe-
bung des bestehenden genehmigten Kapitals 2015/I gemäß § 5 
Absatz 3 der Satzung der Dr. Hönle Aktiengesellschaft sowie über 
entsprechende Satzungsänderungen 
 
Die gemäß § 5 Abs. 3 der Satzung der Dr. Hönle Aktiengesellschaft 
bestehende Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des Grundka-
pitals gegen Bareinlagen und/ oder Sacheinlagen (genehmigtes Kapital 
2015) ist bis zum 19. März 2020 befristet und ist daher im Zeitpunkt 
der Durchführung der Hauptversammlung bereits erloschen. 
 
Damit Vorstand und Aufsichtsrat auch künftig in der Lage sind, geneh-
migtes Kapital insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, Unterneh-
mensbeteiligungen und sonstigen Wirtschaftsgütern sowie zur Stär-
kung der Eigenmittel der Gesellschaft einzusetzen und um hierbei  
sowohl auf Bar- als auch auf Sachkapitalerhöhungen zurückgreifen zu 
können, soll unter Aufhebung des genehmigten Kapitals 2015/I ein 
neues genehmigtes Kapital für Bar- und Sachkapitalerhöhungen  
(genehmigtes Kapital 2020) beschlossen werden und die Satzung ent-
sprechend angepasst werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:  
 
a)  Die von der Hauptversammlung am 20. März 2015 beschlossene 
Ermächtigung zur Kapitalerhöhung gegen Bar- und/ oder Sacheinlagen 
(genehmigtes Kapital 2015/I) sowie die in derselben Hauptversamm-
lung beschlossene Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 
werden aufgehoben; § 5 Absatz 3 wird ebenfalls aufgehoben. 
 
b)  Der Vorstand wird bis zum 25. Mai 2025 ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Grundkapital durch einmalige oder mehr-
malige Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender nennwertloser 
Stückaktien (Stammaktien) gegen Bareinlagen und/ oder Sacheinlagen 
um bis zu € 550.000,00 (in Worten: Euro fünfhundertfünfzigtausend) zu 
erhöhen (genehmigtes Kapital 2020). Die Aktien können dabei nach 
§ 186 Abs. 5 Aktiengesetz auch von einem oder mehreren Kreditinsti-
tut(en) mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (sog. „mittelbares Bezugs-
recht“). 
 
Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 
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festzulegen. Der Vorstand ist dabei insbesondere ermächtigt, mit  
Zustimmung des Aufsichtsrats einen vom Gesetz abweichenden  
Beginn der Gewinnbeteiligung der neuen Aktien zu bestimmen, insbe-
sondere auch die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien auf ein bereits 
abgelaufenes Geschäftsjahr zu erstrecken, soweit die Hauptversamm-
lung hierüber noch keinen Gewinnverwendungsbeschluss gefasst hat.  
 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 
dem Umfang der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital und, falls 
das genehmigte Kapital bis zum 25. Mai 2025 nicht oder nicht vollstän-
dig ausgenutzt worden sein sollte, nach Ablauf der Ermächtigungsfrist 
anzupassen. 
 
c)  Der Vorstand wird darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen ganz 
oder teilweise auszuschließen:  
 
(a)  um etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht auszunehmen;  
 
(b)  zur Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 
Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmens- 
teilen, von Gesamtheiten von Wirtschaftsgütern, die einen Betrieb oder 
einen Betriebsteil bilden, Patenten oder anderen gewerblichen Schutz-
rechten oder Lizenzrechten; 
 
(c)  wenn der Ausgabepreis der neuen Stückaktien den Börsenpreis 
der Aktien der Dr. Hönle Aktiengesellschaft nicht wesentlich unter-
schreitet. Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass 
die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 
Aktiengesetz ausgegebenen Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals 
nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. 
 
d)  Satzungsänderung 
 
§ 5 Absatz 3 der Satzung der Dr. Hönle Aktiengesellschaft wird voll-
ständig neu gefasst und lautet nunmehr wie folgt: 
 
„(3)  Der Vorstand ist bis zum 25. Mai 2025 ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Grundkapital durch einmalige oder mehr-
malige Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender nennwertloser 
Stückaktien (Stammaktien) gegen Bareinlagen und/ oder Sacheinlagen 
um bis zu € 550.000,00 (in Worten: Euro fünfhundertfünfzigtausend) zu 
erhöhen (genehmigtes Kapital 2020). Die Aktien können  
dabei nach § 186 Abs. 5 Aktiengesetz auch von einem oder mehreren 
Kreditinstitut(en) mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (sog. „mittelbares 
Bezugsrecht“).  
Der Vorstand ist darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung des  
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen ganz 
oder teilweise auszuschließen:  
 
(a)  um etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht auszunehmen;  
 
(b)  zur Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 
Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmenstei-
len, von Gesamtheiten von Wirtschaftsgütern, die einen Betrieb oder 
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einen Betriebsteil bilden, Patenten oder anderen gewerblichen Schutz-
rechten oder Lizenzrechten; 
 
(c)  wenn der Ausgabepreis der neuen Stückaktien den Börsenpreis 
der Aktien der Dr. Hönle Aktiengesellschaft nicht wesentlich unter-
schreitet. Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass 
die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 
Aktiengesetz ausgegebenen Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals 
nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. 
 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die wei-
teren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzu-
legen. Der Vorstand ist dabei insbesondere ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats einen vom Gesetz abweichenden Beginn der 
Gewinnbeteiligung der neuen Aktien zu bestimmen, insbesondere 
auch die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien auf ein bereits abgelau-
fenes Geschäftsjahr zu erstrecken, soweit die Hauptversammlung hier-
über noch keinen Gewinnverwendungsbeschluss gefasst hat.  
 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 
dem Umfang der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital und, falls 
das genehmigte Kapital bis zum 25. Mai 2025 nicht oder nicht vollstän-
dig ausgenutzt worden sein sollte, nach Ablauf der Ermächtigungsfrist 
anzupassen.“ 
 
8.  Neufassung von § 19 Abs. 2 der Satzung (Teilnahmerecht und 
Stimmrecht der Aktionäre) 
 
Die Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
und die Ausübung des Stimmrechts wurden durch das Gesetz zur  
Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) geändert. 
Bei Inhaberaktien börsennotierter Gesellschaften soll nach dem geän-
derten § 123 Abs. 4 S. 1 AktG zukünftig für die Teilnahme an der 
Hauptversammlung oder die Ausübung des Stimmrechts der Nachweis 
des Letztintermediärs gemäß dem neu eingefügten § 67c Abs. 3 AktG 
ausreichen. Nach § 19 Abs. 2 S. 1 der Satzung der Gesellschaft ist 
entsprechend den Vorgaben der derzeit geltenden Fassung des § 123 
Abs. 4 S. 1 AktG zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 
Ausübung des Stimmrechts ein in Textform erstellter Nachweis des 
Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut erforderlich. Nach 
§ 19 Abs. 2 der Satzung der Gesellschaft hat der Nachweis in deut-
scher oder englischer Sprache zu erfolgen. 
 
Das ARUG II ist zum 1. Januar 2020 in Kraft getreten. Die Änderungen 
des § 123 Abs. 4 S. 1 AktG und der neu vorgesehene § 67c AktG fin-
den erst ab dem 3. September 2020 und erstmals auf Hauptversamm-
lungen Anwendung, die nach dem 3. September 2020 einberufen wer-
den. Sie werden damit bereits vor der ordentlichen Hauptversammlung 
der Gesellschaft im Jahr 2021 anwendbar sein. 
Um ein Abweichen der Regelungen zu diesem Nachweis für die Teil-
nahme an der Hauptversammlung der Gesellschaft oder der Ausübung 
des Stimmrechts in Satzung und Gesetz zu vermeiden, soll bereits 
jetzt die Anpassung der Satzung beschlossen werden. Der Vorstand 
soll durch entsprechende Anmeldung zum Handelsregister sicherstel-
len, dass die Satzungsänderung erst ab dem 3. September 2020 wirk-
sam wird.  
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen: 
 
§ 19 Abs. 2 der Satzung, der zurzeit wie folgt lautet, 
 
„(2)  Für die Berechtigung nach Absatz 1 reicht ein in Textform erstell-
ter besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende 
Institut aus. Der Nachweis über nicht in Girosammelverwahrung be-
findliche Aktien kann auch von der Gesellschaft oder einem Kreditinsti-
tut gegen Einreichung der Aktien ausgestellt werden. Der Nachweis 
des Anteilsbesitzes muss sich auf den im Aktiengesetz hierfür vorgese-
henen Zeitpunkt beziehen. Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln 
an der der Richtigkeit oder Echtheit des Berechtigungsnachweises  
einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen. Bestehen auch an 
diesem Zweifel, kann die Gesellschaft die Berechtigung des Aktionärs 
zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts zurückweisen.“ 
 
wird wie folgt neu gefasst: 
 
„(2)  Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung oder 
zur Ausübung des Stimmrechts ist nachzuweisen. Hierfür ist ein Nach-
weis des Anteilsbesitzes in Textform erforderlich. Als Nachweis reicht 
ein Nachweis des Anteilsbesitzes durch den Letztintermediär gemäß 
§ 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf 
den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung zu beziehen 
und muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitge-
teilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung  
zugehen, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptver-
sammlung nicht mitzurechnen sind. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt 
für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder für die Ausübung 
des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis erbracht hat.“ 
 
§ 19 Abs. 3 der Satzung, der zurzeit wie folgt lautet, 

„(3)  Die Anmeldung und der Berechtigungsnachweis müssen in deut-
scher oder englischer Sprache erfolgen.“ 
 
wird ersatzlos gestrichen. 
 
Der Vorstand wird angewiesen, die vorstehenden Änderungen der Sat-
zung erst nach dem 3. September 2020 zur Eintragung zum Handels-
register anzumelden.  
 
 
Bericht an die Hauptversammlung 
 
Bericht des Vorstands zu der unter Ziffer 7 der Tagesordnung  
genannten Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals und zu 
der dort vorgesehenen Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss (§ 186 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 203 Abs. 1 und 2 
Aktiengesetz) 
 
Unter Tagesordnungspunkt 7 soll ein neues genehmigtes Kapital 2020 
von insgesamt € 550.000,00 (d.h. im Umfang von annähernd 10% des 
Grundkapitals von aktuell € 5.512.930,00) im Wege der Satzungsände-
rung geschaffen werden, das bis zum 25. Mai 2025 befristet sein soll.  
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Mit der Schaffung dieses neuen genehmigten Kapitals soll das nach 
§ 5 Abs. 3 der Satzung bestehende genehmigte Kapital 2015/I ersetzt 
werden, welches am 19. März 2020 ausgelaufen ist. Im Interesse 
größtmöglicher Flexibilität soll auch das neue genehmigte Kapital 2020 
insgesamt sowohl für Bar- als auch für Sachkapitalerhöhungen zur 
Verfügung stehen. 
 
Die Gesellschaft beabsichtigt, auch zukünftig durch Akquisitionen von 
Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder Unternehmensteilen 
ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und dadurch langfristige und kon-
tinuierliche Ertragszuwächse zu ermöglichen. Dadurch soll zusätzlich 
der Wert der Aktie der Gesellschaft gesteigert werden. Um auch Eigen-
kapital zur Finanzierung einsetzen zu können, ist es notwendig, das 
vorgeschlagene genehmigte Kapital zu schaffen. Da eine Kapitalerhö-
hung bei einer Akquisition kurzfristig erfolgen muss, kann diese in aller 
Regel nicht von der nur einmal jährlich stattfindenden Hauptversamm-
lung unmittelbar beschlossen werden. Vielmehr bedarf es aus diesem 
Grund der Schaffung eines genehmigten Kapitals, auf das der Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats schnell zurückgreifen kann. 
 
-  Barkapitalerhöhung 
 
Im Falle der Barkapitalerhöhung unter Ausnutzung des genehmigten 
Kapitals ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräu-
men, wobei auch ein mittelbares Bezugsrecht im Sinne des § 186 Abs. 
5 Aktiengesetz genügt. Die Ausgabe von Aktien unter Einräumung sei-
nes solches mittelbaren Bezugsrechts ist bereits nach dem Gesetz 
nicht als Bezugsrechtsausschluss anzusehen. Den Aktionären werden 
letztlich die gleichen Bezugsrechte gewährt wie beim direkten Bezug. 
Aus abwicklungstechnischen Gründen werden lediglich ein oder meh-
rere Kreditinstitut(e) an der Abwicklung beteiligt.  
 
Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entste-
hen und nicht mehr gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilt werden kön-
nen, zur Erleichterung der Abwicklung vom Bezugsrecht der Aktionäre 
auszunehmen. 
 
In Fällen der Barkapitalerhöhung unter Ausnutzung des genehmigten 
Kapitals soll der Vorstand ferner gemäß §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 
3 Satz 4 Aktiengesetz ermächtigt werden, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats hinsichtlich eines Erhöhungsbetrages, der weder im Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung noch im Zeitpunkt der 
Ausnutzung der Ermächtigung 10% des vorhandenen Grundkapitals 
übersteigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die 
neuen Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den 
Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. 
 
Diese Ermächtigung versetzt die Gesellschaft in die Lage, Marktchan-
cen in ihren verschiedenen Geschäftsfeldern schnell und flexibel zu 
nutzen und einen dafür bestehenden Kapitalbedarf ggf. auch sehr 
kurzfristig zu decken. Der Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht  
dabei der Verwaltung nicht nur ein zeitnäheres Agieren, sondern auch 
eine Platzierung der Aktien zu einem börsenkursnahen Preis. 
Dies führt im Vergleich zu Bezugsrechtsemissionen zu höheren Emis-
sionserlösen. Zusätzlich kann mit einer derartigen Platzierung die  
Gewinnung neuer Aktionärsgruppen verbunden werden. 
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Bei Ausnutzung der Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gemäß §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz wird der 
Vorstand die Abweichung vom Börsenpreis so niedrig bemessen, wie 
dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Markt-
bedingungen möglich ist. Die Abweichung vom Börsenpreis zum Zeit-
punkt der Ausnutzung des genehmigten Kapitals wird keinesfalls mehr 
als 5% des dann aktuellen Börsenkurses betragen. 
 
Der Bezugsrechtsausschluss darf weder im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung der  
Ermächtigung 10% des bestehenden Grundkapitals überschreiten. 
Durch diese Vorgaben wird in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 
Regelungen den Schutzbedürfnissen der Aktionäre im Hinblick auf  
einen Verwässerungsschutz ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. 
Jeder Aktionär hat aufgrund des börsenkursnahen Ausgabekurses der 
neuen Aktien und aufgrund der größenmäßigen Begrenzung der  
bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grundsätzlich die Möglichkeit, die 
zur Aufrechterhaltung seiner Anteilsquote erforderlichen Aktien zu  
annähernd gleichen Bedingungen über die Börse zu erwerben. Es ist 
daher sichergestellt, dass in Übereinstimmung mit der gesetzlichen 
Wertung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz die Vermögens- wie 
auch die Stimmrechtsinteressen bei einer Ausnutzung des genehmig-
ten Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt 
werden, während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere 
Handlungsspielräume eröffnet werden. 
 
-  Sachkapitalerhöhung 
 
Im Zusammenhang mit der Absicht der Gesellschaft, auch weiterhin 
durch Akquisitionen von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen  
oder Unternehmensteilen ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken, bedarf 
die Gesellschaft auch der Möglichkeit, derartige Akquisitionen durch 
Aktien finanzieren zu können. 
 
Die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft als Akquisitionswährung an-
bieten zu können, schafft einen Vorteil im Wettbewerb um interessante 
Akquisitionsobjekte. Durch die vorgesehene Ermächtigung kann der 
Vorstand auf dem nationalen oder internationalen Markt rasch und fle-
xibel auf vorteilhafte Angebote oder sich ansonsten bietende Gelegen-
heiten reagieren. Um die Liquidität der Gesellschaft zu schonen, kön-
nen oder sollen die im Rahmen der Akquisition von Unternehmen oder 
Unternehmensbeteiligungen zu zahlenden Gegenleistungen - insbe-
sondere auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungs-
struktur - oft nicht mehr in Geld erbracht werden. Auch kann der Veräu-
ßerer Wert darauf legen, als Gegenleistung Aktien der erwerbenden 
Gesellschaft zu erhalten, weil dies für ihn günstiger sein kann. 
 
Die Ermächtigung, das Bezugsrecht auszuschließen, um die neuen 
Aktien gegen Sacheinlagen zum Erwerb von Unternehmen oder Unter-
nehmensbeteiligungen auszugeben, soll den Vorstand in die Lage ver-
setzen, eigene Aktien der Gesellschaft zur Verfügung zu haben, um in 
geeigneten Einzelfällen Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen  
oder Unternehmensteile, Patente, gewerbliche Schutzrechte, Lizenzen 
oder eine einen Betrieb bildende Gesamtheit von Wirtschaftsgütern  
gegen Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu können.  
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Unternehmenserweiterungen, die durch einen Unternehmens- oder 
Beteiligungserwerb erfolgen, erfordern in der Regel schnelle Entschei-
dungen. Durch die vorgesehene Ermächtigung kann der Vorstand auf 
dem nationalen oder internationalen Markt rasch und flexibel auf vor-
teilhafte Angebote oder sich ansonsten bietende Gelegenheiten rea-
gieren und Möglichkeiten zur Unternehmenserweiterung durch den  
Erwerb von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen gegen 
Ausgabe von Aktien im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre 
ausnutzen. 
 
Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der 
Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung dieser Mög-
lichkeit wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vor-
stands und des Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft und damit 
ihrer Aktionäre liegt. 
 
Der Vorstand wird über die Ausnutzung des genehmigten Kapitals  
jeweils in der nächsten Hauptversammlung berichten. 
 
Allgemeine Hinweise zur Teilnahme an der Virtuellen Hauptver-
sammlung 
 
Da die Hauptversammlung auf der Grundlage von § 1 des Gesetzes 
über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stif-
tungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkun-
gen der COVID-19-Pandemie auf Beschluss des Vorstandes, dem der 
Aufsichtsrat mit Beschluss gemäß § 1 Abs. 6 des vorbezeichneten  
Gesetzes zugestimmt hat, nicht als Veranstaltung mit physischer Prä-
senz, sondern ausschließlich als virtuelle Hauptversammlung durchge-
führt wird, können unsere Aktionäre – wie in den nachstehenden Teil-
nahmebedingungen beschrieben – elektronisch über den passwortge-
schützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.hoenle.de/investoren/hauptversammlung die Hauptver-
sammlung verfolgen und ihre eingeräumten Aktionärsrechte wahrneh-
men und ihre Stimmen abgeben.  
 
Nach Eingang der Anmeldung sowie des besonderen Nachweises des 
Anteilsbesitzes (siehe hierzu im nachfolgenden Abschnitt „Vorausset-
zungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Aus-
übung des Stimmrechts“) werden den Aktionären die Zugangsdaten für 
die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice übersandt. 
 
Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
und die Ausübung des Stimmrechts 
 
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts in der Hauptversammlung sind nach § 19 der Satzung der 
Dr. Hönle Aktiengesellschaft diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich 
bei der Gesellschaft unter der nachfolgend benannten Adresse, Fax-
Nummer oder E-Mail-Adresse anmelden und ihre Berechtigung durch 
einen besonderen, durch das depotführende Institut ausgestellten 
Nachweis des Anteilsbesitzes nachgewiesen haben:  
 
Dr. Hönle Aktiengesellschaft, c/o Better Orange IR & HV AG,  
Haidelweg 48, 81241 München 
Fax: +49 (0)89 889 690 633, E-Mail: anmeldung@better-orange.de 
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Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 5. Mai 
2020 (0.00 Uhr) („Nachweisstichtag“) zu beziehen und muss der  
Gesellschaft mit der Anmeldung unter der obigen Adresse, Fax-Num-
mer oder E-Mail-Adresse spätestens bis zum Ablauf des 19. Mai 2020 
(24.00 Uhr) zugehen. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteils-
besitzes bedürfen der Textform (§ 126b Bürgerliches Gesetzbuch) und 
müssen in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sein. 
 
Die Anmeldung kann auch in der Weise erfolgen, dass der Aktionär 
das ihm über das depotführende Kreditinstitut zugesandte Formular 
zur Eintrittskartenbestellung ausfüllt und an das depotführende Kredit-
institut zurückschickt. Die erforderliche Anmeldung und die Übersen-
dung des Nachweises des maßgeblichen Anteilsbesitzes werden in 
diesen Fällen durch das depotführende Institut vorgenommen.  
 
Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 
 
Nach Eingang von Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes bei 
der Gesellschaft unter der oben genannten Postanschrift, Fax-Nummer 
oder E-Mail-Adresse werden die Zugangsdaten für die Nutzung des 
passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter https://www.hoenle.de/investoren/hauptversammlung 
übersandt. Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und 
Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesell-
schaft Sorge zu tragen. 
 
Nachweisstichtag und dessen Bedeutung 
 
Gemäß der Regelung in § 123 Abs. 4 Aktiengesetz gilt im Verhältnis 
zur Dr. Hönle Aktiengesellschaft für die Teilnahme an der Hauptver-
sammlung oder die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer 
den Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht hat. Die Berechtigung zur 
Teilnahme oder der Umfang des Stimmrechts bemisst sich dabei aus-
schließlich nach dem Anteilsbesitz zum Nachweisstichtag. Verände-
rungen im Aktienbestand nach dem Nachweisstichtag haben hierfür 
keine Bedeutung. Aktionäre, die ihre Aktien erst nach dem Nachweis-
stichtag erworben haben, können somit nicht an der Hauptversamm-
lung teilnehmen, es sei denn, er bzw. sie lässt sich bevollmächtigen  
oder zur Rechtsausübung ermächtigen. Aktionäre, die sich ordnungs-
gemäß angemeldet und den Nachweis erbracht haben, sind auch dann 
zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts berechtigt, wenn sie die Aktien nach dem Nachweisstich-
tag veräußern. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die 
Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. Der Nachweisstichtag ist 
kein relevantes Datum für die Dividendenberechtigung. 
 
Informationen zur Durchführung der Hauptversammlung als virtu-
elle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre  
oder ihrer Bevollmächtigten  
 
Am 28. März 2020 ist das Gesetz über Maßnahmen im Gesellschafts-, 
Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht 
zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie (Bundes-
gesetzblatt I 2020, S. 569; nachfolgend „Covid-19-Gesetz“) in Kraft ge-
treten. Mit dem Covid-19-Gesetz werden vorübergehend verschiedene 
Erleichterungen für die Durchführung von Hauptversammlungen unter 
Verwendung elektronischer Fernkommunikationsmittel eingeführt. Mit 
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Rücksicht auf die fortdauernde COVID-19-Pandemie hat der Vorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, von den Erleichterun-
gen des Covid-19-Gesetzes Gebrauch zu machen und die Hauptver-
sammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz 
der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten durchzuführen. Eine Teil-
nahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme des 
von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen Stimmrechts-
vertreters) vor Ort ist dagegen nicht möglich.  
 
Die angemeldeten Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können daher 
an der Hauptversammlung nicht physisch teilnehmen. Sie können je-
doch die gesamte Hauptversammlung per Bild- und Tonübertragung 
über den passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter https://www.hoenle.de/investoren/hauptversamm-
lung live im Internet verfolgen. 
 
Die Möglichkeit, die gesamte Hauptversammlung im Internet zu verfol-
gen, besteht nur für Aktionäre, die sich ordnungsgemäß zur Hauptver-
sammlung angemeldet und ihren Anteilsbesitz nachgewiesen haben 
(vgl. dazu die näheren Hinweise oben im Abschnitt „Voraussetzungen 
für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts“), oder für ihre Bevollmächtigten. Dies gilt entsprechend 
für die Ausübung des Stimmrechts.  
 
Die Stimmrechtsausübung durch die Aktionäre oder ihre Bevollmäch-
tigten erfolgt ausschließlich im Wege der Briefwahl (einschließlich 
elektronischer Briefwahl) oder durch Vollmachtserteilung an die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 
 
Die Übertragung der Hauptversammlung in Bild und Ton begründen 
zudem kein Teilnahmerecht der Aktionäre an der Hauptversammlung 
im Wege elektronischer Kommunikation im Sinne von § 118 Abs. 1 
Satz 2 AktG (Online-Teilnahme).  
 
Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte 
 
Die Aktionäre haben die Möglichkeit, im nachfolgend beschriebenen 
Rahmen ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung  auch durch einen 
Bevollmächtigten – zum Beispiel einen Intermediär, einen Stimm-
rechtsberater, eine Aktionärsvereinigung oder einen sonstigen Dritten 
– ausüben zu lassen. Auch in diesem Fall muss die Anmeldung unter 
Vorlage des Nachweises des Anteilsbesitzes rechtzeitig erfolgen.  
Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesell-
schaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 
 
Auch Bevollmächtigte können nicht physisch an der Hauptversamm-
lung teilnehmen. Sie können das Stimmrecht für die von ihnen vertrete-
nen Aktionäre lediglich im Rahmen ihrer jeweiligen Vollmacht im Wege 
der Briefwahl oder durch (Unter-)Bevollmächtigung der weisungsge-
bundenen Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausüben. Die Nut-
zung des passwortgeschützten Internetservices durch den Bevoll-
mächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden 
Zugangsdaten vom Vollmachtgeber erhält. 
 
Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevoll-
mächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform, wenn 
weder ein Intermediär, noch ein Stimmrechtsberater, eine Aktionärs-
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vereinigung oder eine andere der in § 135 Aktiengesetz gleichgestell-
ten Institutionen oder Personen zur Ausübung des Stimmrechts bevoll-
mächtigt wird. Werden Vollmachten zur Stimmrechtsausübung an  
Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater oder Perso-
nen im Sinne § 135 Abs. 8 Aktiengesetz erteilt, besteht kein Textfor-
merfordernis, jedoch ist die Vollmachtserteilung vom Bevollmächtigten 
nachprüfbar festzuhalten; sie muss zudem vollständig sein und darf 
nur mit der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen enthalten. 
Wir bitten daher die Aktionäre, sich in diesem Fall mit dem zu Bevoll-
mächtigenden über die Form der Vollmacht abzustimmen. 
 
Der Nachweis der Bevollmächtigung kann an die Gesellschaft spätes-
tens bis zum 25. Mai 2020, 24:00 Uhr MESZ, unter der folgenden Post-
anschrift, Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse  
 
Dr. Hönle Aktiengesellschaft, c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48, 81241 München, Deutschland 
Fax: +49 (0)89 889 690 655, E-Mail: hoenle@better-orange.de 
 
oder unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter https://www.hoenle.de/investo-
ren/hauptversammlung übermittelt, geändert oder widerrufen werden. 
Entscheidend ist der Zeitpunkt des Zugangs bei der Gesellschaft. 
 
Am Tag der virtuellen Hauptversammlung können Vollmachten aus-
schließlich unter Nutzung des auf der Internetseite der Gesellschaft  
unter https://www.hoenle.de/investoren/hauptversammlung zugängli-
chen passwortgeschützten Internetservice bis zum Beginn der Abstim-
mungen abgegeben, geändert oder widerrufen werden.  
 
Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vorstehend 
genannten Zeitpunkten auch zur Verfügung, wenn die Erteilung der 
Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft erfolgen soll; 
ein gesonderter Nachweis über die Erteilung der Bevollmächtigung  
erübrigt sich in diesem Fall. Der Widerruf oder die Änderung einer  
bereits erteilten Vollmacht kann ebenfalls auf den vorgenannten Über-
mittlungswegen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeitpunkten 
unmittelbar gegenüber der Gesellschaft erklärt werden. 
 
Aktionäre, die eine andere Person bevollmächtigen möchten, können 
für die Erteilung einer Vollmacht das Formular verwenden, welches 
nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes 
zugeschickt wird. Ein entsprechendes Formular steht auch auf der  
Internetseite der Gesellschaft unter https://www.hoenle.de/investo-
ren/hauptversammlung zum Download zur Verfügung. 
 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
 
Als Service bietet die Dr. Hönle Aktiengesellschaft ihren Aktionären 
wieder an, sich durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsver-
treter in der Hauptversammlung vertreten zu lassen. Soweit die Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft bevollmächtigt werden, müssen diesen 
in jedem Fall Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt wer-
den. Die Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht ausschließlich auf 
der Grundlage der vom Aktionär erteilten Weisungen aus. Ohne Wei-
sungen werden sich die Stimmrechtsvertreter der Stimme enthalten.  
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Auch diejenigen Aktionäre, die den von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertretern eine Vollmacht erteilen wollen, müssen sich 
rechtzeitig unter Vorlage des Nachweises des Anteilsbesitzes anmel-
den. 
 
Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft können per Post, Fax oder E-Mail an die vorstehend im  
Abschnitt „Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte“  
genannte Anschrift, Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse bis spätestens 
25. Mai 2020, 24:00 Uhr MESZ oder unter Nutzung des auf der Inter-
netseite der Gesellschaft unter https://www.hoenle.de/investo-
ren/hauptversammlung zugänglichen passwortgeschützten Internetser-
vice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum Beginn der 
Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am 26. Mai 2020 
erteilt, geändert oder widerrufen werden.  
 
Ein entsprechendes Formular wird nach ordnungsgemäßer Anmeldung 
und Anteilsbesitznachweis zugesandt und steht auch auf der Internet-
seite der Gesellschaft unter https://www.hoenle.de/investoren/haupt-
versammlung zum Download zur Verfügung. 
 
Verfahren der Stimmrechtsausübung im Wege der Briefwahl  
(einschließlich elektronischer Briefwahl) 
 
Die angemeldeten Aktionäre können ihre Stimmen, auch ohne an der 
Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege der elektro-
nischen Kommunikation abgeben (Briefwahl).  
 
Briefwahlstimmen können per Post, Fax oder E-Mail an die vorstehend 
im Abschnitt „Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte“ 
genannte Anschrift, Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse bis spätestens 
25. Mai 2020, 24:00 Uhr MESZ oder unter Nutzung des auf der Inter-
netseite der Gesellschaft unter https://www.hoenle.de/investoren/ 
hauptversammlung zugänglichen passwortgeschützten Internetservice 
gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum Beginn der Abstim-
mungen in der virtuellen Hauptversammlung am 26. Mai 2020 erteilt, 
geändert oder widerrufen werden.  
 
Ein entsprechendes Formular zur Abgabe von Briefwahlstimmen wird 
nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Anteilsbesitznachweis zuge-
sandt und steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.hoenle.de/investoren/hauptversammlung zum Download 
zur Verfügung. 
 
Einsehbare Unterlagen und Informationen auf der Internetseite 
der Gesellschaft 
 
Der Jahresabschluss, der Konzernabschluss, der zusammengefasste 
Lagebericht für die Dr. Hönle Aktiengesellschaft und den Konzern, der 
Bericht des Aufsichtsrats jeweils für das Geschäftsjahr 2018/2019, der 
Vorschlag des Vorstands über die Verwendung des Bilanzgewinns, der 
erläuternde Bericht zu den Angaben nach § 289a Absatz 1 und § 315a 
Absatz 1 Handelsgesetzbuch in der bis einschließlich 31.12.2019 gel-
tenden Fassung und der Bericht des Vorstands zu dem unter Ziffer 7 
der Tagesordnung genannten Bezugsrechtsausschluss können im  
Internet unter https://www.hoenle.de/investoren/hauptversammlung 
eingesehen werden. Die Unterlagen liegen auch vom Tage der 
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Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen der 
Gesellschaft zur Einsichtnahme durch die Aktionäre aus. Auf Verlan-
gen wird jedem Aktionär kostenlos eine Abschrift übersandt. 
 
Die Einberufung der Hauptversammlung mit den gesetzlich geforderten 
Angaben und Erläuterungen ist über die Internetseite der Gesellschaft 
https://www.hoenle.de/investoren/hauptversammlung zugänglich. Glei-
ches gilt auch für die weiteren Informationen nach § 124a Aktienge-
setz, die ebenfalls über die Internetseite der Gesellschaft 
https://www.hoenle.de/investoren/hauptversammlung zugänglich sind. 
Die Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung  
unter der gleichen Internetadresse bekannt gegeben.  
 
Anfragen, Anträge, Wahlvorschläge, Auskunftsverlangen 
(Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, 
§ 126 Abs. 1, § 127, § 131 Aktiengesetz) 
 
Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 Aktien-
gesetz 
 
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grund-
kapitals oder den anteiligen Betrag von € 500.000,00 erreichen (dies 
entspricht 500.000 Aktien), können verlangen, dass Gegenstände auf 
die Tagesordnung gesetzt oder bekanntgemacht werden. Jedem 
neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvor-
lage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich (§ 126 Bürgerliches Ge-
setzbuch) oder in der elektronischen Form des § 126 a Bürgerliches 
Gesetzbuch (d.h. mit qualifizierter elektronischer Signatur) an den Vor-
stand der Dr. Hönle Aktiengesellschaft zu richten und muss der Gesell-
schaft spätestens bis zum 25. April 2020 bis 24.00 Uhr zugehen.  
 
Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 
Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien 
sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über 
den Antrag halten. 
 
Etwaige Ergänzungsverlangen sind an folgende Anschrift zu richten: 
 
Vorstand der Dr. Hönle Aktiengesellschaft,  
Lochhamer Schlag 1, 82166 Gräfelfing 
E-Mail (mit qualifizierter elektronischer Signatur): hv2020@hoenle.de 
 
Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden unver-
züglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt  
gemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei  
denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in 
der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem 
unter der Internetadresse https://www.hoenle.de/investoren/hauptver-
sammlung bekannt gemacht und den Aktionären mitgeteilt. 
 
Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß § 126 Abs. 1, § 127  
Aktiengesetz 
 
Darüber hinaus können Aktionäre der Gesellschaft Gegenanträge  
gegen Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten 
Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge übersenden. 
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Gegenanträge, Wahlvorschläge und sonstige Anfragen von Aktionären 
zur Hauptversammlung sind ausschließlich zu richten an: 
 
Dr. Hönle Aktiengesellschaft, Investor Relations,  
Lochhamer Schlag 1, 82166 Gräfelfing,  
Fax: +49 (0)89 85608-101, E-Mail: hv2020@hoenle.de 
 
Die Dr. Hönle Aktiengesellschaft wird alle Gegenanträge zu einem Vor-
schlag des Vorstands und/oder des Aufsichtsrats zu einem bestimmten 
Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 Aktiengesetz und Wahlvor-
schläge gemäß § 127 Aktiengesetz einschließlich einer etwaigen  
Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung im  
Internet unter https://www.hoenle.de/investoren/hauptversammlung 
veröffentlichen, wenn sie der Dr. Hönle Aktiengesellschaft spätestens 
bis zum 11. Mai 2020 bis 24.00 Uhr unter der oben genannten  
Adresse, Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse zugehen. 
 
Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 Aktiengesetz 
 
In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär und Aktionärsvertreter 
vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft verlan-
gen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegen-
stands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt 
sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der  
Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage 
des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unter-
nehmen, da zu Tagesordnungspunkt 1 auch der Konzernabschluss 
und der Konzernlagebericht der Hauptversammlung vorzulegen sind.  
 
Von der Beantwortung einzelner Fragen kann der Vorstand grundsätz-
lich nur aus den in § 131 Abs. 3 AktG genannten Gründen absehen, 
zum Beispiel weil die Erteilung der Auskünfte nach vernünftiger kauf-
männischer Beurteilung dazu geeignet ist, der Gesellschaft oder einem 
verbundenen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufü-
gen oder der Vorstand sich durch die Erteilung einer Auskunft strafbar 
machen würde.  
 
Darüber hinaus wird der Vorstand gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes 
über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stif-
tungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkun-
gen der COVID-19-Pandemie nach freiem pflichtgemäßem Ermessen 
entscheiden, welche Fragen er wie beantwortet. Der Vorsitzende der 
Hauptversammlung ist nach § 20 Abs. 2 der Satzung ermächtigt, das 
Frage- und Rederecht von Aktionären zeitlich angemessen zu  
beschränken. Der Vorstand ordnet an, dass Fragen bis spätestens 
zwei Tage vor der Versammlung im Wege der elektronischen Kommu-
nikation, wie im nachstehenden Absatz aufgeführt, einzureichen sind.  
 
Etwaige Fragen der Aktionäre sind bis spätestens zwei Tage vor der 
Versammlung, d.h. bis spätestens 24. Mai 2020, 24:00 Uhr (MESZ) im 
Wege der elektronischen Kommunikation über den auf der Internet-
seite der Gesellschaft unter https://www.hoenle.de/investoren/haupt-
versammlung zugänglichen passwortgeschützten Internetservice ein-
zureichen.  
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Weitergehende Erläuterungen 
 
Weitergehende Erläuterungen zu den Antragsrechten (§§ 122 Abs. 2, 
126 Abs. 1, 127 Abs. 1 Aktiengesetz) und Auskunftsrechten (§ 131  
Aktiengesetz) der Aktionäre können im Internet unter https://www.hoe-
nle.de/investoren/hauptversammlung eingesehen werden.  
 
Erklärung von Widersprüchen zu Protokoll 
 
Aktionären oder Bevollmächtigten, die das Stimmrecht ausgeübt ha-
ben, wird gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 4 Covid-19-Gesetz in Abweichung von 
§ 245 Nr. 1 AktG unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in 
der Hauptversammlung die Möglichkeit eingeräumt, gegen Beschlüsse 
der Hauptversammlung Widerspruch zur Niederschrift zu erklären. Der 
Widerspruch kann ausschließlich auf elektronischem Wege über den 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.hoenle.de/in-
vestoren/hauptversammlung zugänglichen passwortgeschützten Inter-
netservice ab der Eröffnung der Hauptversammlung bis zu deren 
Schließung durch den Versammlungsleiter erklärt werden. 
 
Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte zum Zeitpunkt der Einbe-
rufung der Hauptversammlung 
 
Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das 
Grundkapital der Gesellschaft € 5.512.930,00 und ist eingeteilt in 
5.512.930 Stückaktien. Die Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 
an der Gesellschaft im Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung 
der Hauptversammlung im Bundesanzeiger beträgt damit jeweils 
5.512.930. Aus von der Gesellschaft gehaltenen oder ihr gemäß § 71d 
Aktiengesetz zuzurechnenden eigenen Aktien können keine Stimm-
rechte ausgeübt werden; zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der  
Einberufung der Hauptversammlung im Bundesanzeiger hält die  
Gesellschaft 1.076 eigene Aktien. 
 
Hinweis zum Datenschutz 
 
Europaweit gelten seit dem 25. Mai 2018 neue Regelungen zum  
Datenschutz. In unserer Datenschutzrechtlichen Betroffeneninforma-
tion für Aktionäre und Aktionärsvertreter haben wir alle Informationen 
zur Verarbeitung personenbezogener Daten unserer Aktionäre und  
Aktionärsvertreter zusammengefasst. Die Datenschutzhinweise kön-
nen im Internet unter https://www.hoenle.de/investoren/hauptversamm-
lung eingesehen werden. 
 
Gräfelfing, im April 2020 
 
Dr. Hönle Aktiengesellschaft 
Der Vorstand  
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